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Gesetz Tarifvertrag über die Gewährung von Beihilfen m  Krankheits-, Geburts- und Todesfällen an Arbeiter, 
Lehrlinge und Anlernlinge des Bundes vom 15 Juni 1959 
i d F vom 26 Hai 1964 § 3, HVO §§ 182, 368 d

Leitsätze

1 Pflichtversicherte m  der gesetzlichen Krankenver­
sicherung sind ausschließlich auf die ihnen zu- 
stehenden Sachleistungen angewiesen

2 Aufwendungen, die dadurch entstanden sind, daß der 
Pflichtversicherte diese Leistungen nicht m  An­spruch nimmt oder sich anstelle einer möglichen 
Sachleistung eine Barleistung gewahren laßt, sind 
nicht beihilfefahig.

3 Nicht zur Kasse zugelassene Ärzte dürfen von dem 
pflichtversicherten Arbeitnehmer nur m  Notfällen 
in Anspruch genommen werden«

4 \*enn ohne zwingenden Grund ein anderer als einer der 
nabhst erreichbaren Kassenarzte oder beteiligte Krankenhausarzte m  Anspruch genommen werden, so hat 
aer Versicherte die entstehenden Mehrkosten selbst 
zu tragen«

Aktenzeichen 4 AZB 80/72
Urteil des BAG vom 6 Dezember 1972 LAG Hamm
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Im Namen des 178Ur AZR 80/72 
2 Sa Tfl+cL/y'\ Hamm
Verkündet am 
6 D zember 1972

gez Mißler, 
Angestellter 
als Urkundsbeamter 
der Gescbaftssbelle

In Sachen

hat der Vierte Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der 
mündlichen Verhandlung vom 6 Dezember 1972 durch den Vorsit­
zenden Sichter Dr Poelmann, die Richter Dr Neumann und 
Di Peiler sowie die ehrenamtlichen Richter Dr Jung und
Hauk für Recht erkannt

Die Revision des Klagers gegen das Urteil des 
Landesarbeitsgerichts Hamm vom 5 November 1971 
- 2 Sa A42/71 - wird auf Kosten des Klagers 
zuruckgewiesen
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2
Tatbestand

Der Klager ist verheiratet und hat ein Kind Er ist 
seit dem Jahre 1958 bei der Standortverwaltung S 
als Schuhmacher beschäftigt» Der Klager ist in der gesetz­
lichen Krankenversicherung pflichtversichert und Mitglied 
dci AOK für den Kreis Steinfurt»

Vom 19 Juni bis 17 Juli 1970 unterzog sich der Kla­
ger einer vom Versorgungsamt Munster bewilligten Badekur 
in Bad Salzuflen Wahrend dieser Zeit begab er sich auf An­
raten des ihn behandelnden Irzhes der Versorgungsbehorde 
begen eines rund 10 Jahre bestehenden Hämorrhoidalleidens m  
die Behandlung des Instituts für Proktologie, Bad Salz­
uflen, dessen Leiter, der Facharzt für Urologie, Dr Roschke, 
nicht Mitglied der kassenarztlichen Vereinigung Westfalen- 
Lippe ist Dem Klager wurde von diesem Institut für sechs 
a Vbulante Behandlungen eine Rechnung m  Hohe von 408,— DK 
ausgestellt Die AOK lehnte die Übernahme ciicsei Rosrer 
zunächst mit der Begründung ab, daß es sich um eine private 
Behandlung durch einen Nicht-Kassenarzt gehandelt habe, 
spater erklärte sie sich bereit, sich mit einem Betrag von 
165,—  DM an den Kosten zu beteiligen Dieser Betrag ent­
spricht den Mindestsätzen der Gebührenotdnung für Arzte 
und somit der Leistung der AOK bei einer Behandlung durch 
einen zugelassenen Kassenarzt

Der Klager verlangt unter Bezugnahme auf den Beihilien- 
tarifveitrag vom 15 Juni 1959 in der Fassung des Er- 
ganzurgstarifvertrages Nr 1 vom 26 Mai 1964 für die rest­
lichen aufgebandten Kosten von der Beklagten Beihilfe Er 
hat behauptet, daß er die auf Rat des nurarztes aurenge- 
fuhire Behandlung dringend benötigt habe, da alle bxsne— 
ngen Behanaxungsmefchoden ohne Erfolg gewesen seien Da­
durch soi ein operativer Eingriff mit zwangsläufig langer 
libeitsunfahigkeit und hohen Kosten vermieden worden Dx^
AOK habe einen Zuschuß gezahlt, so daß der Rest nacn 3 0 
Abs 1 Beihilfentarifvertrag beihilfefahig sei Der Klager 
hat demgemäß beantragt, die Beklagte zur ^a^lung von
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- 3 - 178
145,80 DH nebst 4 % Zinsen seit dem 17 Oktober 1970 zu 
verurteilen

Die Beklagte hat Klageabueisung beantragt Sie vertritt 
die Auffassung, daß der Klager als Pflichtversicherter An­
spruch auf Sachleistungen gegen die Krankenkasse gehabt habe 
und daher weitergehende Ansprüche nicht geltend machen könne 
Der von der AOK gezahlte Betrag stelle keinen Zuschuß, sondern 
eine anstelle der Sachleistung gewahrte Barleistung dar

Das Arbeitsgericht hat die Klage abgew lesen und die Be­
rufung zugelassen Das Landesarbeitsgericht hat die Berufung 
aes Klagers zuruckgewiesen Hit der zugelassenen Revision 
verfolgt der Klager seinen Klageanspruch veiter Die Beklagte 
beantragt Zuruckweisung der Revision

Entschei dungsgrunde 

Die Revision ist unbegiundet
Zutieffend geht das LandesarDeitsgencht davon aus, daß 

dem Klager ein Anspruch auf Beihilfe zu den Aufv/endungen für 
die Behandlung durch das Institut fur Pioktologie m  Bad 
Salzuflen nicht zusteht Nach § 5 des Tarifvertrages vom 15 
Juni 1959 über die Gewährung von Beimlfen in Krankheits-, 
Geburts- und Todesfällen an Arbeiter, Lehrlinge und Anlern­
linge des Bundes m  der Fassung des Erganzungstarifvertrages 
Ni 1 vom 26 Hai 1964 sind Pflichtversicherte m  der gesetz­
licher Crankenversicherung ausschließlich auf die ihnen zu­
stehenden Sachleistungen angewiesen Aufwendungen, die dadurch 
entstanden sind, daß der Pflichtversicherte diese Leistungen 
nicht m  "nspruch nimmt oder sich anstelle einer moglicnen 
Sachleistung eine Barleistung gewahren laßt, sind ncht bei- 
hilfefahig Das trifft hier zu Zwar wird mit dieser Bestimmung 
nicht festgelegt, daß der Pflichtversicherte auch dann keine 
Beihilfe bekommen kann, wenn ihm ein Ansuricn auf eine Sach­
leistung nicht zusteht Soweit aber der Arbeitnehmer Anspruch, 
auf Sachleistungen gegenüber der Krankenkasse cat, kann er 
nicht an deren Stolle oder zusätzlich Beihilfe erhalten Sinn 
und Z\ eck dieser Bestimmung liegen darin, daß wegen der oe- 
sonderen Wufwenaungen, die Arbeitnehmer und Arbeitgeber m  O^r
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Pflichtversicherung erbringen, die von der Krankenkasse zu 
gewahrenden Leistungen auszuschopfen sind und fonn auch die 
notx endigen Aufwendungen bei Sachleistungen dec1 en sollen 
fBAC l P Nr 1 zu § 3 Beihilfentarifvertrage, BAG vom 18» 
tober 1972 - 4 AZE 466/74 - demnächst AP Nr 1 zu § 40 

B-IS.T) Nach den Feststellungen des Landesarbeitsgerichts 
steht fest, daß der Klager Sachleistungen hatte m  Anspruch 
nehmen können und ihm anstelle der Sachleistung dafür eine 
entsprechende Barleistung gewahrt x orden ist Nach § 182 EVO 
steht dem Klager als pflichtversicheitem Mitglied einer 
Kranl enkasse nämlich ein Zuspruch auf ärztliche Behandlung 
als Sachleistung zu, wobei grundsatz]ich freie Wahl unter 
den Kassenärzten besteht (§ 368 d Zbs 1 EVO)

Nicht zur Kasse zugelassene Arzte dürfen nach dieser Be­
stir rung nur in Notfällen in Anspruch genommen werden Wenn 
ohne zwingenden Giund ein anderer als einer der nächst er­
reichbaren Kassenärzte oder beteiligten Krankenhausarzte 
m  n.i spruch genommen xird, hat der Versicherte die Mehrkosten 
selbst zu tragen (§ 368 d Abs 2 HVO)

Nach dem eigenen Vortrag des Klagers liegt ein Notfall 
im Sinno des § 368 d RVO jedoch nicht vor Ein Notfall setzt 
■voraus, daß die Behandlung durch einen Kassenarzt objektiv 
ixTicglach ist und der Versicherte für die Vornahme der Be­
handlung auf die Hilfe eines nicht zugelas enen Arztes als 
letztes und einziges Mittel angewiesen ist (BSGE Band 19,
Seite 270, BSG vom 24 Mai 1972 - 3 EK 25/69 - = Sozialrecht 
Nx 6 zu § 368 d EVO) Darüber hinaus ist aoer auch in einem 
Notfall, in dem die Krankenkasse keine Sachleistung gewahrt 
una der Arbeitnehmer hierauf nicht verwiesen werden kann, ein 
Ancpruch auf Beihilfe deshalb nicht gegeben, weil m  einem 
solchen Fall die Aufwendungen durch die kassenarzbliche /er- 
e i m bung getragen werden, da die kassenarzt] iche Versorgung 
nicht ausreichte (BSGE Band 19, Seite 270, Bractcnann, Handouch 
der Sozialversicherung, Band II, S 386 e) Dem Versicherten 
entstehen also auch m  diesem Falle keine von ihm selost zj 
tragenden höheren Unkosten, die beihilfefahig sein konnten
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Die Tatsache allem, daß der Klager durch, den behandelnden 
Arzt der Versorgungbbehorde an das Institut für Proktologie,
Bad Salzuflen, verwiesen worden ist, kann einen solchen Notfall 
im Sinne der Vorschriften der RVO nicht rechtfertigen, vielmehr 
\ ai es nach den Feststellungen des Landesarbeitsgcnchts ohne 
\eiteres möglich, die proktologische Behandlung durch zui kassen- 
arztlichen Vereinigung zugelassene Facharzte für Chirurgie, 
Urologie oder Inneres sowie in der Universitätsklinik Munster 
und m  entsprechenden Fachabteilungen größerer Krankenhäuser 
stationär oder ambulant durchfuhren zu lassen Wenn die AOK dem­
gemäß auf die Gesamtrechnung m  Hohe von 408,—  DM einen Betrag 
■von 165,—  DM gezahlt und damit Leistungen erbracht hat, die 
ihr bei Behandlung durch einen zugelassenen Kassenarzt erwachsen 
waren, dann hat sie nach der Voischnft des § 568 d Abs» 2 RVO 
gehandelt, wonach der Versicheite die Mfehrkosten zu tragen hat, 
die ihm dadurch entstanden sind, daß er ohne zwingenden Grund 
einen anderen als den nächst erreichbaren Kassenarzt m  Anspruch 
genommen hat

Mit Recht geht deshalb auch das 1 •’nc'c arbei b^gei icnt 
davon aus, naß dieser von der AOK an den Klager gezahlte Betrag 
keinen Zuschuß im Sinne von § 5 Abs 1 Satz 3 Beihilfentanf- 
veitrag aarstellt, sondern daß es sich um eine von der AOK 
ansrelle der Sachleistung gewahrte Barleistung und somit um 
ein Surrogat für die dem Klager zustehende Sachleistung handelt 
Die darüber hmausgehenaen Aufwendungen sind nach der ausdrück­
lichen Vorschrift des § 3 Abs 1 Satz 2 Beihilfentarifvertrag 
nicht beihilfefahig

Der Klager hat auch in der Revisionsinstanz angesichts 
dieser nach dem Sozialveisicherungsrecht bestehenden Rechts­
lage, die ihn auf die ihm zustehende Sachleistung verweist,
\oi allem geltend gemacht, daß er dem Arbeitgeber durch die Aus­
heilung seines Leidens wahrend der Versorgungskur einen längeren 
Ai beitsausfall erspart habe und somit die auf gewandten Betrage 
m  keinem Verhältnis zu den Unkosten stunden, die entstender 
waren, wenn aer Klager nach Ablauf der Kur die Behandlung durch 
einen Kassenarzt hatte durchfuhren lassen ußerdem habe er sich
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auf Veranlassung des Arztes der Versorgungsbehorde der Be­
handlung unterzogen Daraus ergebe sich ein ^ertrauenstat- 
bestand, aufgrund dessen die Beklagte arbeitsvertrags- 
rechtlich verpflichtet sei, ihm die beanspruchte Beihilfe zu 
gewahren

Dem Klager ist insoweit zwar zuzugeben, daß er Weisungen 
des Arztes der Versorgungsbehorde, die zur Durchführung 
einer erfolgreichen Kur ergangen sind, befolgen muß Der 
Klager kann einer entsprechenden Anordnung auch nicht ohne 
weiteres mit der Begründung widersprechen, daß er sich nur 
durch zugelassene Kassenarzte behandeln lassen dürfe« Aus 
den Tatsachen, daß der Klager durch die Behandlung beim 
proktologischen Institut in Bad Salzuflen evtl dem Arbeit­
geber längere Ausfallzeiten aufgrund einer spateren Arbeits­
fähigkeit erspart hat, und auf Veranlassung des Arztes 
der \crsorgungsbehorde handelte, kann jedoch ein Anspruca auf 
Beihilfe gegenüber der Beklagten zu den ihm entstandenen 
hoheien Kosten nicht folgen« Die Beklagte als Arbeitgeber 
hatte auf die Versorgungskur und die dabei notwendigen Be- 
hanaturgsnaßnahmen keinerlei Einfluß Die entsprechenden An- 
eisungen sind nicht von ihr ausgegangen« Die Beklagte iconnte 

auch nicht abwagen, ob die Kosten einer proktologiscnen Be­
handlung in Bad Salzuflen für sie geringer seien als ein spa- 
teier Arbeit sausfall Eine rechtliche Möglichkeit, die Beklagte 
wegen Ersparung anderer Kosten zur Beteiligung an den Be­
handlungskosten heranzuziehen, besteht nicht Auch aus einem 
angeblichen Vertrauenstatbestand laßt sich dies entgegen der 
Auffassung der Revision nicht herleiten, weil ein solcner Tat­
bestand von der Beklagten gar nicht gesetzt worden ist

Die Revision war deshalb mit der Kostenfolge des § 97 
Abs -1 ZPO zuruckz, uv< e i s en
gez Dr Poelmann Dr Feller Dr Neumann

n Hauiv Dr Jung
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